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tischen Ränder Zulauf erhalten, die sich vor allem mehr
oder weniger offen für die Abschaffung des demokrati-
schen Rechtsstaats und der sozialen Marktwirtschaft ein-
setzen. Weimar hat uns gezeigt, wozu eine ablehnende
Haltung gegenüber einer parlamentarischen Demokratie
durch große Teile der Bevölkerung führen kann.

Natürlich ist politische Bildung wichtig für alle Men-
schen: für Erwachsene, für Migranten und gerade für bil-
dungsfernere Schichten. Aber ich halte sie für überra-
gend wichtig für Kinder und Jugendliche.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Diese müssen schon in jungen Jahren lernen, wie unser
Staat aufgebaut ist, was föderale Struktur, Gewaltentei-
lung und Wahlrecht bedeuten, wie Gesetze entstehen,
welche Aufgaben Parlament, Regierung, Verwaltung
und Justiz haben und was es für ein zu bewahrendes
Glück bedeutet, in einem solchen demokratisch verfass-
ten Rechtsstaat zu leben, insbesondere im Vergleich zu
anderen Staatsformen.

Dabei ist gerade den Jugendlichen auch bewusst zu
machen, welchen Gefahren unsere Demokratie ausge-
setzt ist, insbesondere durch Rechts-, Links- und religiö-
sen Extremismus sowie Antisemitismus und Ausländer-
feindlichkeit. Sie müssen Kenntnisse der jüngeren
deutschen Geschichte mit Naziterrorherrschaft und SED-
Diktatur vermittelt bekommen, um gegen dumpfe Paro-
len gewappnet zu sein.

Wenn dies alles zusammen gelingen sollte, dann wäre
die Voraussetzung dafür geschaffen, dass sich der Ein-
zelne in unserer Gesellschaft wiederfindet, sich einbrin-
gen und sich für politische Fragestellungen interessieren
kann. Dies schafft aber nur derjenige, der die Zusam-
menhänge von Staat und Gesellschaft kennt und ver-
steht. So kann sogar eigenes politisches Engagement im
persönlichen sozialen Umfeld entstehen, zum Beispiel in
Bürgervereinen oder in kommunalen Parlamenten.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Wellenreuther, achten Sie bitte auf das Signal

vor Ihnen.

Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): 
Ich achte darauf, und ich weiß auch, dass es keine

Gleichheit im Unrecht gibt, wie beim Kollegen Karl. Ich
komme aber bald zum Ende.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Sie sind wirklich weit über die Redezeit.

Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): 
Ja, okay. � Meine Damen und Herren, ich weiß sehr

wohl, unser Antrag richtet sich an die Bundesregierung.
Die Bundeszentrale für politische Bildung, die im Ver-
antwortungsbereich des Innenministeriums angesiedelt
ist, leistet in Bezug auf die politische Bildung schon bis-
her ganz hervorragende Arbeit. Natürlich kommt ihr bei
all den Aufgaben weiterhin eine überragende Bedeutung
zu.

Die Aufforderung, einen Beitrag zur politischen Bil-
dung in unserem Land zu leisten, möchte ich aber aus-
drücklich auch an die öffentlich-rechtlichen Medien, die
vielen Lehrerinnen und Lehrer und die Erzieherinnen
und Erzieher richten.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Wellenreuther, zwingen Sie mich bitte nicht

zur Premiere, dass ich das Privileg, das Mikrofon auszu-
schalten, hier auch nutze. Ich bitte Sie wirklich um den
letzten Satz.

Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): 
Ein letzter Satz. � Ich möchte mich genau an eine

ganz besondere Gruppe wenden, nämlich an uns, an die
Politiker. Gerade wir sind es, die aufklären müssen, die
in die Schulen gehen müssen, die den Schülern sagen
müssen, wie Demokratie und Rechtsstaat funktionieren,
und die vor allem auf eines hinweisen müssen, dass es
nämlich beides nicht automatisch gibt, sondern dass bei-
des täglich von uns verteidigt werden muss.

Ich bedanke mich fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die SPD-Fraktion spricht nun der Kollege Hans-

Peter Bartels.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Demokratie vererbt sich nicht von selbst. Demokratie ist
nicht selbstverständlich. Sie ist nicht sowieso da. Sie
kann verloren gehen. Wir wissen das in Deutschland.

Demokratie ist eine Kulturtechnik, die man wie Le-
sen, Schreiben und Rechnen lernen kann. Jede neue Ge-
neration muss die demokratischen Werte und Verfah-
rensweisen neu kennenlernen, einüben, ausprobieren
und sich aneignen. Von selbst passiert das nicht, und es
passiert in Deutschland zu wenig.

Deshalb lohnt es, den Antrag, den wir heute beraten,
ernst zu nehmen. Er ist so dramatisch gemeint, wie er
sich am Anfang liest: 

Eine Demokratie, die sich nicht um die Förderung
der demokratischen Kenntnisse und Fähigkeiten
kümmert, wird aufhören, Demokratie zu sein.

Deshalb brauchen wir nicht weniger, sondern mehr An-
strengungen zur politischen Bildung.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ernst-
Reinhard Beck [Reutlingen] [CDU/CSU])

Im letzten Punkt unseres Antrages fordern wir die
Forschung über die Grundlagen der politischen Bildung.
Das hört sich banal an, ist aber ein absoluter Mangelbe-
reich in unserer Wissenslandschaft. Deshalb bin ich froh,
dass das Land Berlin und die Bundesforschungsministe-
rin im Gespräch darüber sind, hier einen hoffentlich
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kräftigen Anschub zu geben. Es geht um so etwas wie
ein Institut für die Didaktik der Demokratie.

Wer ist für die praktische Demokratieerziehung zu-
ständig? Die Elternhäuser? Kindergärten? Schulen? Ver-
bände und Parteien? Die Bundeswehr, Herr Minister?
Die klassische Erwachsenenbildung? Die Medien? Sie
alle sind zuständig. Sehr viel mehr könnte etwa in den
Schulen getan werden. Ganz grundlegende Erfahrungen
wären hier zu vermitteln, dass nämlich Demokratie kein
Verfahren zur Vermeidung von Streit ist � das hat der
Herr Bundestagspräsident richtig gesagt �, sondern dass
strittige Diskussionen bessere Ergebnisse bringen und es
Spaß macht, kontrovers zu diskutieren. 

Warum gibt es nicht an allen Schulen Debattierzirkel
� Debating Societies �, Rhetorikübungen, parlamentari-
sche Rollenspiele, politische Schülergruppen und kon-
kurrierende Schülerzeitungen? Demokratie kann in der
Schule anfangen. Sich darin zu üben, ist ganz bestimmt
nicht weniger interessant und aufregend, als den Zitro-
nensäurezyklus zu lernen. Die Schule ist die Schule der
Demokratie. 

Ein Wort zur vornehmen �vierten Gewalt�. In den
Medien ist es Mode geworden, von �der Politik� zu spre-
chen, wenn etwas Politisches kritisiert wird: Es werden
immer alle in einen Sack gesteckt, als sei alles gleich
und als gebe es keinen Unterschied. Gleichzeitig kriti-
siert man gern das sogenannte Parteiengezänk. Kompro-
misse am Ende eines Streits sind auch von Übel und da-
her � das kennt man schon � faule Kompromisse. Wo ist
die Medienkritik in den Medien? Wenn politisch Han-
delnde einmal bestimmte Haltungen in Presse und Funk
kritisieren, so wie ich das jetzt mache, heißt es immer
schnell: Billige Medienschelte. Ihr könnt wohl keine
Kritik ab, was? � Liebe Kolleginnen und Kollegen, da-
von dürfen wir uns nicht mehr beeindrucken lassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Ilja Seifert
[DIE LINKE])

Auch Abgeordnete sollten sich bemühen, nicht selbst
in den Jargon der landläufigen Politikverachtung zu ver-
fallen. Der frühere Direktor beim Deutschen Bundestag
Wolfgang Zeh hat einmal einige solcher Floskeln zusam-
mengestellt � ich zitiere �: 

Sagt niemals, es sei ja nur parteipolitisch, was der
politische Gegner vorbringt! 

Schlagt niemals vor, man möge ein bestimmtes
Thema aus dem Wahlkampf heraushalten! 

Hört auf damit, jede Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts als schallende Ohrfeige für die im
Rechtsstreit unterlegene Seite zu bezeichnen!

Missbraucht die Befürchtung, etwas fördere die
Parteienverdrossenheit, nicht in der politischen
Auseinandersetzung!

Erzählt auch nicht zu oft die Sage, früher sei es im
Bundestag viel besser gewesen, es habe gewaltigere
Redner, bedeutendere Persönlichkeiten und knorri-

gere Charaktere gegeben! Es ist nur eine Alterser-
scheinung, so zu reden.

(Heiterkeit bei der SPD)

Zum Schluss:

Argumentiert und werbt ein wenig in der Öffent-
lichkeit für eine verständige und verstehbare Dar-
stellung der Grundlagen und Bedingungen unseres
politischen Lebens!

Das sagte Professor Dr. Wolfgang Zeh, und er hat recht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 16/9766, 16/10312 und 16/11201 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? � Das ist der
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Gisela Piltz,
Dr. Max Stadler, Hartfrid Wolff (Rems-Murr),
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Sicherheitsregeln für Flüssigkeiten im Hand-
gepäck von Flugreisenden auf den Prüfstand
stellen

� Drucksachen 16/6641, 16/9139 �

Berichterstattung:
Abgeordnete Clemens Binninger 
Gerold Reichenbach 
Gisela Piltz 
Jan Korte 
Wolfgang Wieland 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Reden zu die-
sem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu geben. � Ich
sehe, Sie sind damit einverstanden. Es handelt sich um
die Reden folgender Kolleginnen und Kollegen:
Clemens Binninger und Ingo Schmitt für die CDU/CSU-
Fraktion, Gerold Reichenbach für die SPD-Fraktion,
Gisela Piltz für die FDP-Fraktion, Jan Korte für die
Fraktion Die Linke und Wolfgang Wieland für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.1)

Wir kommen zur Abstimmung. Der Innenausschuss
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 16/9139, den Antrag der Fraktion der FDP auf
Drucksache 16/6641 abzulehnen. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? � Wer stimmt dagegen? � Wer
enthält sich? Die Beschlussempfehlung ist mit den Stim-
men der Unionsfraktion und der SPD-Fraktion gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke und der FDP-Fraktion

1)  Anlage 10


